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BGB § 1568 Abs. 1 (2. Alternative)

Zur Anwendung der Härteklausel des § 1568 Abs. 1 
(2. Alternative) BGB, wenn geltend gemacht wird, 
daß bei einem Ehegatten im Falle der Scheidung die 
Gefahr eines Selbstmordes besteht.
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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 16. September 1981 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell und die Rich­
ter Dr. Seidl, Dr. Blumenröhr, Dr. Krohn und Dr. Macke

für Recht erkannt:

Die Revision der Antragsgegnerin gegen das 
Urteil des 2. Senats für Familiensachen des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 22. Okto­
ber 1979 wird zurückgewiesen«

Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Revi­
sionsverfahrens zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien haben am 14. August 1959 geheiratet.
Aus der Ehe ist ein am 9. Juni 1961 geborener Sohn her­
vorgegangen. Der Antragsteller hat noch ein weiteres, 
nichteheliches Kind, das am 13- September 1968 geboren 
worden ist.

Am 19. Dezember 1974 wurde die Antragsgegnerin nach 
einem Selbstmordversuch ins Krankenhaus eingeliefert, wo 
sie bis 23. Dezember 1975 stationär behandelt wurde. In 
der Folgezeit haben die Parteien nicht mehr zusammengelebt. 
Eine vom Antragsteller am 8. April 1975 erhobene, auf § 43 
EheG gestützte Scheidungsklage ist rechtskräftig abgewie­
sen worden.
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Nach dem Inkrafttreten des 1. EheRG hat der An­
tragsteller erneut die Scheidung der Ehe begehrt. Die 
Antragsgegnerin ist dem Sehe idlings antrag entgegenge­
treten und hat sich auf die Härteklausel des § 1568 Abs.
1 (2. Alternative) BGB berufen.

Das Amtsgericht hat die Ehe geschieden und im Verbund 
damit über Folgesachen entschieden. Die Antragsgegnerin 
hat gegen den Scheidungsausspruch Berufung eingelegt, die 
erfolglos geblieben ist. Mit der (zugelassenen) Revision 
begehrt sie weiterhin die Abweisung des Scheidungsantrags.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist nicht begründet.

I.
Das Oberlandesgericht, dessen Urteil in FamRZ 1980, 

146 veröffentlicht ist,hat rechtsfehlerfrei angenommen, 
daß es spätestens mit der Erhebung der früheren Schei­
dungsklage des Antragstellers zur Trennung der Parteien 
im Sinne von § 1567 Abs. 1 Satz 1 BGB gekommen ist und 
damit die Ehe der Parteien im Zeitpunkt der Berufungsver­
handlung (22. Oktober 1979) nach § 1566 Abs. 2 BGB als 
gescheitert anzusehen war. Hiergegen werden auch von der 
Revision keine Einwendungen erhoben.
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II.

Die Revision wendet sich dagegen, daß das Oberlan­
desgericht die Härteklausel des § 1568 Abs, 1 (2. Alter­
native) BGB nicht für durchgreifend erachtet hat. Damit 
hat sie keinen Erfolg.

1. Die Revision ist nicht schon im Hinblick darauf 
zurückzuweisen, daß die Anwendung der Härteklausel nach 
§ 1568 Abs. 2 BGB auf die Dauer eines fünfjährigen Ge­
trenntlebens der Ehegatten befristet ist und diese Zeit­
spanne inzwischen überschritten wäre, wenn die Trennung 
der Parteien - was nach der Aufrechterhaltung des Schei­
dungsbegehrens durch den Antragsteller naheliegt - nach 
der BerufungsVerhandlung fortbestanden hätte. Dabei kann 
es dahingestellt bleiben, ob die besonderen Vorausset­
zungen, unter denen die Fortdauer des Getrenntlebens nach 
dem Zeitpunkt der Berufungsverhandlung entgegen dem Grund­
satz des § 561 ZPO im Revisionsverfahren noch berücksich­
tigt werden kann (vgl. dazu BGH, Urteil vom 4. Oktober 
1978 - IV ZR 188/77), hier gegeben wären. Das Bundesver­
fassungsgericht hat mit Beschluß vom 21. Oktober 1980 
- 1 BvR 1284/79 (BVerfGE 55, 134) entschieden, daß § 1568 
Abs. 2 BGB mit Art. 6 Abs. 1 GG nicht vereinbar ist, so­
weit danach eine Ehescheidung nach fünfjährigem Getrennt­
leben der Ehegatten ausnahmslos auszusprechen ist, ohne 
daß außergewöhnlichen Härten mindestens durch eine Aus­
setzung des Verfahrens begegnet werden kann. Venn das Ober­
landesgericht das Eingreifen der Härteklausel aufgrund der 
im Zeitpunkt der Berufungsverhandlung gegebenen Lage zu 
Unrecht verneint hätte, könnte danach dem Scheidungsbe­
gehren auch nach dem Ablauf der in § 1568 Abs. 2 BGB ge-
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nannten Trennungszeit nicht ohne weiteres entsprochen 
werden, sondern es bedürfte der Prüfung durch den Tat­
richter, ob in Hinblick auf den weiteren Zeitablauf und 
die nunmehr gegebenen Umstände noch eine unzumutbare 
Härte für die Antragsgegnerin vorläge. Der Senat ist da­
her der Nachprüfung der Erwägungen des Berufungsgerichts 
nicht durch die Regelung in § 1568 Abs. 2 BGB enthoben.

2. Das Oberlandesgericht hat bei seiner Entscheidung 
folgende Umstände berücksichtigt, die es teils festge­
stellt, teils aufgrund des Vorbringens der Antragsgegne­
rin unterstellt hat: Der Antragsgegner sei aus der Ehe 
ausgebrochen und habe diese dadurch zerstört, daß er sich 
(erneut) der Mutter seines nichtehelichen Kindes zugewandt 
habe. Infolge der Beziehungen des Antragstellers zu die­
ser Frau sei die Antragsgegnerin schwer gemütskrank ge­
worden und habe - dies geht zwar nicht wörtlich, wohl aber 
aus dem Gesamtzusammenhang der Ausführungen des Oberlandes­
gerichts hervor - den Selbstmordversuch im Dezember 1974 
unternommen, in dessen Folge sie ein Jahr lang stationär 
im Krankenhaus behandelt worden sei. Es könne die psychi­
sche Verfassung der Antragsgegnerin erneut erheblich ver­
schlechtern, wenn ihr durch das Scheidungsurteil vor Au­
gen geführt werde, daß die Aufrechterhaltung der Ehe un­
möglich geworden sei. Möglicherweise bestehe die Gefahr, 
daß die Antragsgegnerin dann erneut versuchen werde, aus 
dem Leben zu scheiden.

Diese Umstände hat das Oberlandesgericht nicht für 
ausreichend erachtet, um das Eingreifen der Härteklausel zu 
begründen und hierzu ausgeführt: Daß ein Ehegatte aus der
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Ehe ausbreche und sich einem anderen Partner zuwende, sei 
in vielen Fällen der Grund für das Scheitern der Ehe und 
nicht geeignet, die Anwendung der Ausnahmebestimmung des 
§ 1568 BGB zu begründen. Auch die Tatsache, daß sich der 
andere Ehegatte darüber gräme, rechtfertige keine ande­
re Beurteilung. Ein außergewöhnlicher Umstand möge darin 
zu erblicken sein, daß die Antragsgegnerin durch die Vor­
gänge im Zusammenhang mit der Beziehung des Antragstellers 
zu der anderen Frau schwer gemütskrank geworden sei. Es 
könne aber nicht festgestellt werden, daß aufgrund dieser 
Krankheit durch den Scheidungsausspruch eine schwere, ihr 
nicht zumutbare Härte einträte. Selbst wenn sich die psy­
chische Verfassung der Antragsgegnerin durch den Schei­
dungsausspruch erheblich verschlechtere, könne darin nur 
eine Auswirkung gesehen werden, die üblicherweise mit der 
Scheidung eines seelisch kranken Ehegatten verbunden sei. 
Auch die etwaige Gefahr eines erneuten Selbstmordversuches 
könne nicht als Folge des Scheidungsausspruchs gewertet 
werden, weil die Antragsgegnerin erst durch das Hinzutre­
ten eines eigenen reagierenden Verhaltens in die unver­
tretbare Notsituation geraten würde.

Diese Ausführungen werden von der Revision - Jeden­
falls im Ergebnis - ohne Erfolg angegriffen.

a) Ohne Rechtsfehler hat das Oberlandesgericht ange­
nommen, daß ein außergewöhnlicher Umstand, der zur Ver­
sagung der Ehescheidung nach § 1568 Abs. 1 (2. Alternati­
ve) BGB führen kann, nicht schon darin liegt, daß ein Ehe­
gatte durch die Aufnahme von Beziehungen zu einem anderen 
Partner einseitig aus der Ehe ausgebrochen ist und die 
Ehe dadurch gescheitert ist. Nach der Lebenserfahrung, auf
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die sich das Oberlandesgericht berufen hat, ist es in 
gescheiterten Ehen in der Tat keine seltene, ungewöhn­
liche Fallgestaltung, daß ein Ehegatte gegen den Willen 
des anderen Beziehungen zu einem neuen Partner aufgenom­
men hat und deshalb die Ehe nicht fortsetzen will, ohne 
daß ein in der Person des anderen Ehegatten liegender 
Grund ersichtlich ist, der zur Zerrüttung der Ehe geführt 
hat. Dies hat sich insbesondere durch die Erkenntisse un­
ter der Geltung des früheren Scheidungsrechts, wonach den 
Ursachen der Ehezerrüttung in aller Regel nachgegangen 
werden mußte, bestätigt. Der Anwendungsbereich des § 1568 
Abs. 1 (2. Alternative) BGB ist aber durch das Erforder­
nis außergewöhnlicher Umstände auf Fälle beschränkt, in 
denen nach objektiver Beurteilung eine Ausnahmesituation 
vorliegt (BGH Urteil vom 31. Januar 1979 - IV ZR 72/78 
* FamRZ 1979, 422, 4235 vgl. auch die Begründung zum Re­
gierungsentwurf des 1. EheRG, BT-Drucks. 7/650 S. 116). 
Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Einführung die­
ses objektiven Maßstabs zur Begrenzung der Härteklausel 
bestehen nicht (BVerfGE 53, 224, 251 = FamRZ 1980, 319, 
324).

Die Antragsgegnerin hat im Verfahren geltend gemacht, 
der Antragsteller sei darauf ausgegangen, die Ehe durch 
seine außereheliche Bezieh!mg zu einer anderen Frau ziel­
bewußt und planmäßig zu zerstören. Sie will sich damit 
möglicherweise auf die Begründung zum Regierungsentwurf 
des 1. EheRG berufen, nach der es nicht ausgeschlossen 
sein sollte, daß in Ausnahmefällen die planmäßige, einsei­
tige und bewußte Zerstörung der Ehe außergewöhnliche Um­
stände im Sinne der Härteklausel herbeiführt (BT-Drucks. 
7/650 S. 116). Im Zusammenhang mit der außerehelichen Be-
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Ziehung des Antragstellers ergeben sich aber aus dem 
vom Berufungsgericht festgestellten oder unterstell­
ten Sachverhalt keine solchen Umstände. Die Aufrecht­
erhaltung einer außerehelichen Beziehung in dem Bewußt­
sein, daß die Ehe dadurch zerstört wird, reicht hierfür 
nicht aus.

b) Der Umstand, daß sich bei der Antragsgegnerin 
gegen Ende des Jahres 1974 eine mit einem Selbstmord­
versuch verbundene schwere Gemütskrankheit entwickelt 
hat, die nach den Feststellungen des Oberlandesgerichts 
ihre Ursache in der Aufnahme ehewidriger Beziehungen des 
Antragstellers zu einer anderen Frau hatte, kann - wie 
das Berufungsgericht zu Recht ausgeführt hat - schon des­
halb nicht das Eingreifen der Härteklausel begründen, 
weil eine etwa darin zu sehende Härte unabhängig vom 
Scheidungsausspruch gegeben wäre. Zur Versagung der Ehe­
scheidung können nur solche Härten führen, die durch den 
Scheidungsausspruch selbst verursacht oder wesentlich mit­
verursacht werden; eine allein durch das Scheitern der Ehe 
verursachte Härte genügt nicht (BGH FamRZ 1979, 422, 423).

c) Eine Auswirkung der Scheidung würde es darstel­
len, wenn sich die psychische Verfassung der Antragstel­
lerin im Falle der Ehescheidung erneut erheblich ver­
schlechtern würde. Dies ist entgegen der Auffassung der 
Revision im angefochtenen Urteil nicht verkannt worden.
Das Oberlandesgericht hat insoweit die Anwendung der Här­
teklausel mit der Erwägung abgelehnt, es handele sich um 
eine Auswirkung, die üblicherweise mit der Scheidung ei­
nes seelisch kranken Ehegatten verbunden sei.
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Gegen diese Begründung würden rechtlichen Bedenken 
bestehen, wenn sie dahin zu verstehen wäre, daß die Ver- 
schliamerung eines bestehenden Leidens und die damit 
verbundenen Auswirkungen unabhängig von der Lage des Ein­
zelfalles ungeeignet seien, das Eingreifen der Härteklau­
sel zu begründen. Diese ist nicht auf Fälle beschränkt, 
in denen ein Ehegatte durch die Scheidung eine (unzumut­
bare) seelische Beeinträchtigung oder Kränkung erleiden 
würde. Auch sonstige mit der Scheidung verbundene Beein­
trächtigungen körperlicher oder psychischer Art können 
- unabhängig davon, ob sie sich materiell oder nur imma­
teriell auswirken - eine unzumutbare Härte schaffen. Aller­
dings steht § 1568 Abs. 1 BGB der Scheidung von Ehen, in 
denen ein Ehegatte erkrankt ist und im Falle der Schei­
dung aufgrund seines Krankheitszustandes Nachteile erlei­
det, regelmäßig nicht entgegen (BGH Urteil vom 11. April 
1979 - IV ZR 77/78 - FamRZ 1979, 469, 470). In außerge­
wöhnlichen Fällen können aber auch die Auswirkungen 
einer im Falle der Ehescheidung drohenden Erkrankung oder 
Verschlimmerung einer Erkrankung zum Eingreifen der Härte­
klausel führen.

Dies hat das Oberlandesgericht jedoch nicht verkannt, 
denn es hat das Vorbringen der Antragsgegnerin über die 
mit der Verschlechterung ihrer psychischen Verfassung ver­
bundene Gefahr eines erneuten Selbstmordversuchs einer Prü­
fung am Maßstab der Härteklausel unterzogen. Die Argumen­
tation des Oberlandesgerichts ist daher so zu verstehen, 
daß die Verschlechterung der psychischen Verfassung eines 
Ehegatten nicht ohne weiteres, sondern nur dann zum Ein­
greifen der Härteklausel führen kann, wenn damit eine außer­
gewöhnliche, schwere Beeinträchtigung des Betroffenen ver-
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bunden ist. Dies ist aus Rechtsgründen nicht zu bean­
standen. Als derartige Beeinträchtigung hatte die An­
tragsgegnerin allein geltend gemacht, daß es zu einem 
erneuten Selbstmordversuch kommen könne. Das Oberlandes­
gericht mußte daher auch nur auf diesen Umstand einge- 
hen (§ 616 Abs. 3 ZPO).

d) Die Begründung, mit der das Oberlandesgericht 
in der - von ihm unterstellten - Verschlechterung der psy­
chischen Verfassung der Antragsgegnerin im Falle der 
Scheidung und der damit verbundenen Gefahr eines Selbst­
mordes keinen Grund für das Eingreifen der Härteklausel 
gesehen hat, hält der rechtlichen Nachprüfung stand.

aa) Aus der objektiven Komponente der Härteklausel 
und der Grundentscheidung des Gesetzgebers für das Zer­
rüttungsprinzip folgt, daß die Scheidung nicht allein 
deshalb versagt werden darf, weil sie von dem Ehegatten, 
der sie ablehnt, aufgrund seiner inneren Verfassung und 
Einstellung als besondere Härte empfunden werden würde.
Das Merkmal der schweren Härte ist zwar auf die Person 
des betroffenen Ehegatten bezogen und kann auch erfüllt 
sein, wenn dieser durch die Scheidung eine ausschließ­
lich seelische Beeinträchtigung oder Kränkung ohne zusätz­
liche materielle oder immaterielle Auswirkungen erleidet 
(vgl. BGH FamRZ 1979, 422, 423). Die schwere Härte muß 
jedoch auf Umständen beruhen, die nach objektiver Beur­
teilung außergewöhnlich sind. Wenn solche Umstände fehlen, 
mutet es das Gesetz einem Ehegatten zu, die mit der Schei­
dung verbundene seelische Belastung hinzunehmen und damit
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in eigener Verantwortlichkeit fertig zu werden. Dies 
gilt selbst dann, wenn ein Ehegatte aufgrund einer be­
sonderen Bindung an die Ehe oder sonstiger an die Auf­
rechterhaltung des Ehebandes geknüpften Empfindungen 
glaubt, sich mit der Scheidung nicht abfinden zu kön­
nen. Solange ihm die Verantwortlichkeit für sein Ver­
halten zuzurechnen ist, kann er grundsätzlich selbst 
vor der Gefahr einer Fehlreaktion nicht dadurch ge­
schützt werden, daß die gescheiterte Ehe gegen den Wil­
len des anderen Ehegatten aufrecht erhalten wird. Es 
wäre mit der Grundentscheidung des Gesetzgebers für 
das Zerrüttungsprinzip nicht vereinbar, die Härteklau­
sel zur Verhütung seelischer Reaktionen eingreifen zu 
lassen, die der Betroffene ausreichend zu steuern ver­
mag, wenn nicht außergewöhnliche Umstände die Berück­
sichtigung der seelischen Verfassung des betroffenen 
Ehegatten gebieten. Die Gefahr einer Fehlreaktion, die 
der Verantwortlichkeit des geschiedenen Ehegatten zu­
zurechnen wäre, kann nach dem Sinn der Härteklausel 
nicht selbst als außergewöhnlicher Umstand gewertet 
werden, der zur Versagung der Scheidung führen müßte.

Anders liegt es, wenn sich der Ehegatte, bei dem 
im Falle der Scheidung eine Reaktion mit schädigenden 
Folgen, insbesondere die Gefahr eines Selbstmordes, 
droht, in einer psychischen Ausnahmesituation befindet, 
aufgrund deren er sein Verhalten insoweit nicht in aus­
reichendem Maße verantwortlich steuern kann. Ein sol­
cher Ausnahmezustand stellt auch bei objektiver Beurtei
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lung im allgemeinen einen außergewöhnlichen Umstand 
dar, der - je nach der Schwere der damit verbundenen 
Beeinträchtigung - die Anwendung der Härteklausel 
rechtfertigen kann. Als außergewöhnlich kann es dabei 
schon angesehen werden, wenn die Fähigkeit des betrof­
fenen Ehegatten zu einem eigenverantwortlichen Handeln 
in dem hier in Frage stehenden Bereich durch die psy­
chische Störung erheblich eingeschränkt ist. Dem Schutz­
bedürfnis eines psychisch Gestörten könnte nicht in an­
gemessener Weise Rechnung getragen werden, wenn die 
Härteklausel erst in Fällen des völligen Ausschlusses 
der Verantwortlichkeit, etwa nach dem Maßstab des § 827 
BGB, eingreifen würde.

bb) Mit diesen Grundsätzen steht die angefochtene 
Entscheidung in Einklang. Davon, daß bei der Antragsgeg­
nerin eine psychische Störung vorliegt oder im Falle der 
Scheidung auftreten wird, die die Fähigkeit der Antrags­
gegnerin zu einem eigenverantwortlichen Handeln aus- 
schließt oder erheblich einschränkt, war der Tatrichter 
ersichtlich nicht überzeugt. Aus der Erwägung, daß die 
Antragsgegnerin im Falle eines Selbstmordversuches erst 
durch das Hinzutreten eines "eigenen reagierenden Ver­
haltens" in eine Notsituation geriete, ergibt sich, 
daß das Oberlandesgericht die Fähigkeit der Antrags­
gegnerin zum eigenverantwortlichen Handeln auch bei der 
unterstellten Verschlechterung ihrer psychischen Verfas­
sung weiterhin bejahte und die Gefahr einer Kurzschluß­
handlung aufgrund einer psychischen Ausnahmesituation



nach dem - insoweit nicht näher substantiierten - 
Vortrag der Antragsgegnerin nicht für gegeben hielt. 
Venn die Revision demgegenüber geltend macht, die 
seelische Depression der Anrragsgegnerin bewirke nach 
der Scheidung die unmittelbare Gefahr eines unkontrol­
lierten Handelns, setzt sie sich in Widerspruch zu den 
tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts, die 
nach § 561 Abs. 2 ZPO für das Revisionsgericht bindend 
sind.

Dr. Grell Dr. Seidl Blumenröhr

Krohn Macke
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